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Die gemeinsame Fischereipolitik der Europäischen
Union: Kritik und Reformvorschläge

Von Federico Foders

Die jüngsten Verhandlungen über eine Norderweiterung der Europäischen
Union (EU) haben die Fischereipolitik erneut in den Mittelpunkt der wirt-
schaftspolitischen Diskussion gerückt. Ähnliche Verhandlungen, die zu Beginn
der siebziger Jahre zwischen Norwegen und den damaligen Europäischen Ge-
meinschaften geführt worden waren, scheiterten am Fisch. Der Erfolg der
letzten Verhandlungsrunde lag daran, daß darauf verzichtet wurde, Fischern aus
anderen EU-Mitgliedsländern einen uneingeschränkten Zugang zu den norwe-
gischen Fischgründen zu gewähren. Länder wie Spanien und Portugal, die
Fischereirechte in norwegischen Gewässern beansprucht hatten, müssen sich
nunmehr in diesem Meeresgebiet mit Fangmengen begnügen, die weit hinter
den von ihnen geforderten Mengen zurückbleiben. Als Ausgleich dafür sind
ihnen Fangrechte in Drittländern (vor allem in Rußland) in Aussicht gestellt
worden [FAZ, 17.03.1994]. Auf diese Weise konnten einerseits der befürchtete
„Run" auf die Fischereiressourcen Norwegens abgewehrt und andererseits den
zunehmend unterbeschäftigten Fischereiflotten Portugals und Spaniens neue
Fangmöglichkeiten (allerdings außerhalb des EU-Meeres) eröffnet werden.

Wie das Ergebnis der Beitrittsverhandlungen zeigt, scheinen bezüglich der
Nutzung von Fischbeständen erhebliche Interessengegensätze in den EU-Län-
dern zu bestehen: Während die einen (z.B. Portugal, Spanien) ihre Fischerei-
aktivitäten zu maximieren wünschen, treten andere (z.B. das Vereinigte König-
reich) für einen behutsameren Umgang mit der Ressource Fisch ein. Ein so
fundamentaler Dissens, der zudem die Verhandlungen mit Norwegen ernsthaft
gefährdet hat, wirft die Frage auf, wie geeignet die gemeinsame Fischereipolitik
der EU für die Verwaltung internationaler Gemeinnutzungsressourcen ist. Lei-
stet sie der Plünderung des EU-Meeres Vorschub oder fördert sie eher den
Ressourcenschutz? In diesem Beitrag wird der Versuch unternommen, die ge-
meinsame Fischereipolitik aus ökonomischer Sicht zu bewerten und dabei die
aufgeworfenen Fragen zu beantworten.

Die gemeinsame Fischereipolitik der Europäischen Union

Angesichts des Gemeinnutzungscharakters der Fischbestände setzt eine effi-
ziente Nutzung der Ressource Fisch grundsätzlich die Existenz eines entspre-
chenden institutionellen Rahmens voraus. Es stellt sich daher die Frage, ob und
inwieweit die gemeinsame Fischereipolitik in der Lage ist, die Nutzung der
Fischbestände im EU-Meer effizient zu gestalten.

Ziele und Instrumente

Die gemeinsame Fischereipolitik wurde ursprünglich als Teil der gemeinsa-
men Agrarpolitik konzipiert. Wie diese findet sie ihre rechtliche Grundlage in
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Art. 38 und Art. 39 (Ziele) sowie Art. 40 bis 46 (Instrumente) der Römischen
Verträge (i.d. F. vom 07.02.1992). Eine spezielle gemeinsame Politik, die sich mit
der Fischerei im EU-Meer befaßt, nahm ihren Anfang im Jahr 1970, als die
Verordnungen des Rates (Nr. 2141/70 und 2142/70) erlassen wurden. Doch erst
mit der Verordnung des Rates Nr. 170 von 1983 wurde eine umfassende
Fischereipolitik eingeführt. Seitdem haben viele Berichte der Kommission und
andere Dokumente eine große Zahl von Verordnungen des Rates begleitet,
wobei die wichtigsten Neuerungen jüngeren Datums sind. Eine vollständige
Wiedergabe der Fischereiregulierung in der EU würde den Rahmen dieses
Beitrags bei weitem sprengen. Statt dessen soll im folgenden ein stilisierter
Überblick über die wichtigsten Bestandteile der gemeinsamen Fischereipolitik
gegeben werden.1

Der Verordnung des Rates Nr. 3760/92 (sie hat die Verordnung des Rates
Nr. 170/83 ersetzt) kann das Zielbündel der gemeinsamen Fischereipolitik ent-
nommen werden: Es besteht aus biologischen Zielen (Ressourcenschutz), wirt-
schaftlichen Zielen (vernünftige und nachhaltige Ausbeutung der Ressource;
Erhalt und Schaffung von angemessenen ökonomischen und sozialen Bedingun-
gen; Berücksichtigung der Bedürfnisse von Produzenten und Konsumenten)
und umweltpolitschen Zielen (das Ökosystem berücksichtigen). Um die biolo-
gischen und wirtschaftlichen Ziele zu erreichen — umweltpolitische Ziele sollen
hier ausgeklammert werden —, ist ein gemischtes System mit Kompetenzen auf
Gemeinschafts- und Mitgliedsländerebene geschaffen worden. Die wichtigsten
Instrumente der Fischereipolitik sind die Verwaltung der Bestände, die Struk-
turpolitik und Marketingmaßnahmen.

Um die im EU-Meer lebenden Fischbestände zu verwalten, legt die Gemein-
schaft jährlich zulässige Gesamtfangmengen für gefährdete Fischarten fest, und
verteilt sie auf Mitglieds- und Drittländer (Schaubild 1). Die zulässige Ge-
samtfangmenge wird im Fischereirat auf der Basis von Vorschlägen der Kom-
mission bestimmt. Letztere erhält wissenschaftlich fundierte Schätzungen von
Fischereibiologen als Ausgangsdaten, die jedoch vom Ministerrat revidiert
werden können. Die nationalen Quoten werden im Ministerrat ausgehandelt,
wenngleich auch andere als politische Gesichtspunkte in die Berechnungen ein-
gehen: Nationale Quoten sollen nämlich sogenannte „historische Rechte" sowie
Fangverluste der Hochseeflotte in Drittländern als Folge des neuen Seerechts
berücksichtigen. Für die Festsetzung der Quoten werden deshalb zum Teil
Anhaltspunkte herangezogen, die die Verhältnisse widerspiegeln, die vor der
Einführung der gemeinsamen Fischereipolitik in Europa geherrscht haben.

Die nationalen Quoten werden auf Länderebene in der Regel diskretionär auf
einzelne Fischer aufgeteilt. Obwohl in einigen Mitgliedsländern ein Lizenzsy-
stem angewandt wird, handelt es sich dabei nicht um ein Verfahren, um präzise
definierte Fangrechte zu vergeben, sondern vielmehr um eine staatliche Zulas-
sung zur Fischerei ohne individuelle Mengenallozierung. Der einzelne Fischer
muß damit rechnen, daß die Behörden plötzlich den Fang bestimmter Arten

1 Zu den zahlreichen politischen Aspekten der gemeinsamen Fischereipolitik vgl. z.B. Quin
[1983] und MacSween [1987],
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verbieten, sobald die registrierten Anlandungen die nationale Quote zu überstei-
gen drohen. Um den Bestand an Jungfischen zu schützen, hat die Gemeinschaft
technische Maßnahmen vorgeschrieben, wie Mindestmaschenweiten der Netze
und Mindestgrößen für angelandeten Fisch. Die Mitgliedsländer sind zwar
befugt, weitere technische Maßnahmen zum Schutz der Bestände einzuführen,
haben jedoch vor allem die Pflicht, die Einhaltung der gemeinsamen Fischerei-
politik in den hoheitlichen Gewässern sicherzustellen. Die Gemeinschaft hat
jüngst eine eigene Kontrollstelle eingerichtet, um die Einhaltung durch die Mit-
gliedsländer zu überwachen.

Der Zugang von Fischereibooten aus Drittländern zur 200-sm-Zone unter
der Hoheit der EU-Mitgliedsländer wird durch internationale Fischerei-
abkommen zwischen der Europäischen Kommission und den Drittländern gere-
gelt. Die Abkommen basieren meistens auf dem Reziprozitätsprinzip und/oder
sehen finanzielle Gegenleistungen vor (Tabelle l)rim Hinblick auf den Zugang
zu dem Küstenmeer der Mitgliedsländer (12-sm-Zone seewärts von der Basisli-
nie) gelten ausschließlich küstenstaatliche Regelungen, die in jedem Land anders
ausgestaltet sind [Foders, 1989]. Reservieren einige Mitgliedsländer diese Zone
für nationale Boote, so räumen andere Staaten Fischern aus den übrigen Mit-
gliedsländern Fangmengen in der 6- bis 12-sm-Zone ein. In einigen der Länder,
die eine preferentielle Politik zugunsten eigener Fischer betreiben, ist die Defini-
tion eines „nationalen Bootes" rechtlich derart vage, daß sie keine Hürde für
ausländische Fischer darstellt, die an einer Lizenz interessiert sind.

Neben der Festlegung von zulässigen Gesamtfangmengen und nationalen
Quoten sowie der Regulierung technischer Aspekte der Fischerei obliegt der
Gemeinschaft die Strukturpolitik. Sie sieht Hilfen für den Abbau der Flottenka-
pazität (Verordnung des Rates Nr. 4028/86 ergänzt durch die Verordnungen
Nr. 2794/92 und 3946/92), Hilfen für Aquakulturvorhaben sowie Hilfen für die
Verbesserung der Fischverarbeitung und der Vermarktung von Fischerzeug-
nissen vor. Letztere schließen Hilfen für den Bau von Gebäuden für die Anlan-
dung, Versteigerung und Lagerung von Fisch ein. Darüber hinaus hat die Ge-
meinschaft bereits 1970 Marketingmaßnahmen eingeführt, die 1981 und 1992
neugestaltet wurden (Verordnungen des Rates Nr. 3796/81 und 3759/92) mit
dem Ziel, den Absatz zu fordern und so Einkommen und Beschäftigung in der
Fischindustrie zu stabilisieren [Hitiris, 1991, S. 199]. Im Kern erstrecken sich die
Marketingmaßnahmen auf die Festsetzung der Verkaufspreise für Fisch und
Fischerzeugnisse innerhalb der EU und auf den Einsatz des handelspolitischen
Instrumentariums, um die Einfuhren und Ausfuhren zu beeinflussen. Jeweils am
Jahresende legt der Rat die Preise und Importquoten für das folgende Jahr fest;
für den intra-EU-Handel werden sogenannte Orientierungspreise gesetzt. Die
nationalen Erzeugerorganisationen sind befugt, die Anlandungen ihrer Mitglie-
der zu kaufen und zu verkaufen; fällt der Marktpreis unter den Interventions-
preis, so können sie bis zu 20 vH der Jahresfänge vom Markt nehmen, um die
Angebotsverhältnisse zu verändern [Hitiris, 1991, S. 199; GATT, 1993, S. 161
f.].

Bezüglich der Einfuhren aus Drittländern setzt der Rat Referenzpreise fest, die
als Mindestpreise für Einfuhren gelten. „If significant quantities enter the EC
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Tabelle 1 — Europäische Union: Ausgewählte bilaterale Fischereiabkommen
mit Drittländern 1991

Abkommensart/Drittland Laufzeit Jährlicher
Beitrag
(ECU)

Reziproker Zugang
Norwegen
Färöer
Finnland
Kanada

Reziproker Zugang mit finanzieller
Gegenleistung

Schweden

Zugang zu Restquoten
Vereinigte Staaten

Finanzielle Gegenleistung
Äquatorialguinea
Angola
Dominica
Elfenbeinküste
Gabun
Gambia
Grönland
Guinea
Guinea-Bissau
Kap Verde
Komoren
Madagaskar
Marokko
Mauretanien
Mauritius
Mosambique
Sao Tome und Principe
Senegal
Seychellen
Sierra Leone
Tansania

Juni 1981 -Juni 1997
März 1981-März 1997
Januar 1984-Januar 1994
Dezember 1991-,1

April 1981-April 1997

November 1984-Juni 1991

Juni 1989-Juni 1992

Mai 1990-Mai 1992
3 Jahre3

Januar 1991-Januar 1994
3 Jahre3

Juli 1991-Juni 1993
Januar 1990-Dezember 1993
Januar 1990-Dezember 1991
Juni 1991-Juni 1993
September 1991-September 1994
Juli 1991-Juli 1994
Mai 1989-Mai 1992
März 1988-Februar 1992
August 1990-Juli 1993
Dezember 1990-November 1993
Januar 1990-Dezember 1991
Juni 1990-Mai 1993
Mai 1990-April 1992
Januar 1990-Januar 1993
2 Jahre3

3 Jahre3

765 000 2

2 388 000
8985000

458
2366000
3050000
1 385 000

34 250000"
3 750000
6700000

870
485

1266 000
70375 000
9670000

650
2925 000

725
15 000000
3300000
2 825 000

560

1 Die Laufzeit dieses Abkommens wird im noch nicht abgeschlossenen Ratifikationsverfahren
festgelegt. - 2 1991. - 3 Nicht in Kraft. - 4 Im Jahr 1990 wurden weitere 2 237000 ECU für
zusätzliche Fischereirechte ausgezahlt.

Quelle: EG-Kommission, zitiert in: GATT [August 1993, Tabelle V.4, S. 159].

market at prices below the reference price, the EC may . . . either (i) revoke
autonomous tariff suspensions, (ii) make importation subject to compliance with
the reference price, or (iii) introduce countervailing charges if these are compa-
tible with existing GATT bindings" [GATT, 1993, S. 163]. Die EU-Zollsätze
für Fischereierzeugnisse sind GATT-gebunden (also multilateral vereinbart
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worden) und liegen bei durchschnittlich 11 vH für unverarbeitete und bei
20 vH für verarbeitete Produkte. Die Differenz zwischen beiden Sätzen weist
auf eine effektive Protektion der Fischverarbeitung hin. Die Einfuhren von
Thunfisch und Sardinen (in Dosen) in die EU unterliegen außerdem mengen-
mäßigen Beschränkungen. Die Ausfuhren von Fisch und Fischerzeugnissen wer-
den — ähnlich wie die Agrarexporte — subventioniert.

Ökonomische Bewertung

Die gemeinsame Fischereipolitik der EU stellt — in Analogie zur gemeinsa-
men Agrarpolitik — ein komplexes System von Regulierungen, Subventionen
und protektionistischen Handelsmaßnahmen dar, das darauf abzielt, künstliche
Anreize für die Entwicklung des Fischereisektors zu schaffen.

Mehrere Anhaltspunkte deuten darauf hin, daß die gemeinsame Fischerei-
politik ihr biologisches Ziel, die Fischbestände zu schützen, nicht erreicht hat.
Dies kann beispielsweise daran abgelesen werden, daß die zulässige Gesamt-
fangmenge für die am intensivsten befischten Arten seit 1983 annähernd jährlich
reduziert wurde [OECD, versch. Hefte]. Die Vermutung hegt nahe, daß sich die
labile Verfassung der Fischbestände durch Einwirkung der gemeinsamen Fische-
reipolitik in einem Zeitraum von einer Dekade kaum verbessert hat. Im Gegen-
teil, die zahlreichen Schutzmaßnahmen, die in den achtziger und neunziger
Jahren zur Anwendung gekommen sind, verstärken den Eindruck, daß sich der
Zustand der Ressource erheblich verschlechtert hat. Folglich konnten ökono-
mische Ziele wie die „vernünftige und nachhaltige" Nutzung der Bestände, die
ganz wesentlich von der Ressourcenverfügbarkeit (also vom biologischen Ziel)
abhängig sind, wahrscheinlich nur zum Teil verwirklicht werden. Gemessen am
Anteil der EU-Mitgliedsländer am Weltfischfang, ist die Bedeutung der EU als
Fischereiregion zurückgegangen: Der EU-Anteil ist im Zeitraum 1971 — 1990
von 11 auf 7 vH gefallen, während der Weltfischfang um die Hälfte zugenom-
men hat und einige Drittländer ihren Anteil halten (Kanada) oder sogar aus-
bauen (Vereinigte Staaten) konnten (Tabelle 2). Die Entwicklung weist darauf
hin, daß Fischgründe, die im Zuge der EG-Süderweiterung in den achtziger
Jahren neu hinzugekommen sind, keinen Einfluß auf die Gesamtfänge gehabt
haben. Sie zeigt außerdem, daß die gemeinsame Fischereipolitik die Mitglieds-
länder für die Fangverluste, die sie als Folge der weltweiten Errichtung von
200-sm-Fischereizonen erleiden mußten, nicht kompensiert hat.

Mindestens drei mögliche Erklärungen für den mangelnden Ressourcen-
schutz im Rahmen der gemeinsamen Fischereipolitik drängen sich auf: (a) sie ist
nicht sorgfältig genug durchgesetzt worden, (b) das zugrundeliegende Ziel-
bündel enthält Ziele, die sich gegenseitig ausschließen, und (c) die vorgesehe-
nen Instrumente sind für den Ressourcenschutz ungeeignet. Im Hinblick auf
die Durchsetzung sind die Mitgliedsländer — der Europäischen Kommission zu-
folge — ihren Überwachungspflichten vielfach nicht genügend nachgekommen;
so lagen die vorhandenen Mittel meist unter den als erforderlich angesehenen
Werten (Tabelle 3). Daneben haben die Mitgliedsländer die Umsetzung fische-
reipolitischer Regelungen in nationales Recht nach Ansicht der Kommission
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Tabelle 2 — Fischfängel in den EU-Mitgliedsländern und ausgewählten Dritt-
ländern 1971-1990

Fangmenge

1971-19752

1000 t in vH
der

Welt-
fänge

1981-1985 2

1000 t in vH
der

Welt-
fänge

1990

1000 t in vH
der

Welt-
fänge

in vH
der
EU-
fänge

Belgien
Dänemark3

Deutschland, West . . .
Deutschland, Ost . . . .
Frankreich4

Griechenland
Irland
Italien
Luxemburg
Niederlande
Portugal
Spanien
Vereinigtes Königreich5

EU insgesamt

Japan
Kanada
Norwegen
Vereinigte Staaten . . . .
Welt insgesamt

53,5
1 582,2

474,5
355,5
777,3

97,1
86,9

411,7
0

337,9
433,2

1519,7
1 069,6

0,1
2,4
0,7
0,6
1,2
0,2
0,1
0,6
0
0,5
0,7
2,4
1,7

47,6
1 850,7

300,4
229,0
784,3
105,4
209,3
556,3

0
476,5
272,1

1 433,4
879,1

7199,1 11,1 7144,1

9831,3
1 096,3
2 819,0
2 823,9

64725,1

15,2
1,7
4,4
4,4

100

11250,2
1381,4
2 494,7
4417,1

79 854,6

0,1
2,3
0,4
0,3
1,0
0,1
0,3
0,7
0
0,6
0,3
1,8

1,1

9,0

14,1
1,7
3,1
5,5

100

41,6
1517,2

250,2
140,6
896,8
140,0
230,5
525,2

0
438,3
321,9

1458,1
810,6

0
1,6
0,3
0,1
0,9
0,1
0,2
0,5
0
0,5
0,3
1,5
0,8

10353,6
1 624,3
1 747,1
5 856,0

10,7
1,7
1,8
6,0

97 245,7 100

0,6
22,3

3,7
2,1

13,2
2,1
3,4
7,8
0
6,5
4,8

21,5
12,0

6 771,0 7,0 100

1 Der FAO-Begriff „Nominale Fänge" bezieht sich auf angelandeten Fisch, der in den Binnenge-
wässern und Fischereizonen gefangen wurde. Als Mengeneinheit wird das Lebendgewicht ver-
wendet. — 2 Arithmetisches Mittel. — 3 Ohne Färöer und Grönland. — 4 Ohne überseeische Ge-
biete. — 5 England, Wales, Schottland, Nordirland, Kanalinseln, Isle of Man.

Quelle: FAO; eigene Berechnungen.

unterlassen und/oder die für die Durchführung der gemeinsamen Fischereipoli-
tik notwendige administrative Infrastruktur nicht oder nur zum Teil aufgebaut.
Hinzu kommt, daß eine Reihe von Mitgliedsländern den Vorgaben des mehr-
jährigen Ausrichtungsprogramms von 1986 zur schrittweisen Verringerung der
Flottenkapazität nicht gefolgt sind. Es überrascht nicht, daß sich der Rat tief
besorgt über die Fähigkeit der Mitgliedsländer gezeigt hat, ein dauerhaftes
Gleichgewicht zwischen den Ressourcen und deren Nutzung zustandezubringen
(Entscheidung des Rates vom 20.12.1993). Der Rat hielt es in der Entscheidung
sogar für erforderlich, ein Jahr nach Beginn des laufenden Ausrichtungspro-
gramms (1993-1996) dessen Ziele für 1996 erneut zu bekräftigen. Hinter der
eher pessimistischen Bewertung der Lage durch den Rat dürfte die Tatsache
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Tabelle 3 — Europäische Union: Mitteleinsatz für die Durchsetzung der GFP in
ausgewählten Mitgliedsländern 1992

Land Inspektoren
an Land

Inspek-
tions-

schiffe '

Inspek-
tionstage
auf See

(pro Jahr)

Inspek-
tions-
flug-
zeuge

Inspektions-
stunden im
Flugzeug
(pro Jahr)

Belgien
A 2

B 3

Dänemark
A2

B 3

Deutschland 5

A2

B 3

Frankreich
A2

B 3

Irland
A 2

B 3

Niederlande
A2

B 3

Portugal
A2

B 3

Spanien
A 2

B 3

Vereinigtes Königreich
A2

B 3

3
3

200
0

20
10

20
120

7
30

180
0

12
100

12
180

152
0

6
l 4

7
0

10
0

64

7
0

12
2 4

26
3"

23
54

21
0

30
200

200
400

200
100

850
1200

1000
200

100
200

1000

2 500
0

15
200

0
400

0
200

500
0

700
300

0
200

100
500

50
450

4 800
0

1 Schiffe mit einer Länge über 15 m. - 2 Vorhandene Mittel laut Schätzung der Europäischen
Kommission. — 3 Erforderliche Mittel laut Schätzung der Europäischen Kommission. 4 Anzahl
der zu ersetzenden Anlagen. — 5 Deutschland insgesamt.

Quelle: EG-Kommission, zitiert in: United Kingdom [1993, S. 71].

stehen, daß die teilweise erhebliche Senkung der zulässigen Gesamtfangmenge
(und damit auch der nationalen Quoten) nach 1986 von einem äußerst trägen
Abbau der Flottenkapazität in einigen Mitgliedsländern begleitet wurde, was
auf ein zunehmendes Ungleichgewicht zwischen der Ressource und deren Nut-
zung schließen läßt. Das geltende Ausrichtungsprogramm sieht für den Zeit-
raum 1992—1996 eine erhebliche Verringerung der Kapazität vor. In fünf von
elf der an der Maßnahme teilnehmenden Länder liegt der vorgesehene Rück-
gang der Motorleistung (kW) zwischen 10 und 33 vH (Tabelle 4).
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Tabelle 4 — Europäische Union: Geplante Kapazitätsverringerung der Fische-
reiflotte 1992-1996

Land Kapazität
am 01.01.1992

BRT kw

Ziel für den
31.12.1996

BRT kw

Veränderungen
(vH)

BRT

Belgien
Dänemark
Deutschland1

Frankreich
Griechenland
Irland
Italien
Niederlande
Portugal
Spanien
Vereinigtes Königreich .

1 Deutschland insgesamt.

27 098
114 926
87341
195969
162 395
50693
267471

187993
644989
214 733

79 816
488278
190273

1072428
710899
176075

1536 518
441953
504067

1910145
1228922

17 992
108422
74 764
180378
123014
51195
249.182

192 255
618 773
173455

58 512
435738
183 856
949 087
471 532
179732

1464680
382878
508048

1810836
995627

-33 ,6
- 5 , 7

-14 ,4
- 8 , 0

-24 ,3
1,0

- 6 , 8

2,3
- 4 , 1

-19 ,2

-26 ,7
-10 ,8

- 3 , 4
-11 ,5
-33 ,7

2,1
- 4 , 7

-13 ,4
0,8

- 5 , 2
-19 ,0

Quelle: EG-Kommission, zitiert in: United Kingdom [1993, S. 67].

Die Unvereinbarkeit der Ziele der gemeinsamen Fischereipolitik ist der
zweite Grund, der zur Vernachlässigung des Ressourcenschutzes beigetragen
haben könnte. Es dürfte nämlich sehr schwierig sein, einerseits die Ressource zu
schützen und andererseits ein bestimmtes Einkommens- oder Beschäftigungs-
niveau im Fischereisektor zu halten oder gar zu erhöhen. Der Zustand der Fisch-
bestände hätte von Anfang an eine restriktivere Politik mit drastischen Verringe-
rungen der zulässigen Gesamtfangmenge erfordert. Die unausgelastete Flotte
hätte mit Hilfe von zusätzlichen Abkommen mit Drittländern ihre Fischerei-
aktivitäten verstärkt außerhalb der EU fortsetzen können. Politisch war es aber
offensichtlich attraktiver, Einkommen und Beschäftigung durch Preiskontrol-
len, Subventionen und Handelshemmnisse zu stabilisieren, als die Branche an die
tatsächlich vorhandenen Fangmöglichkeiten in der Gemeinschaft anzupassen.

Zielkonkurrenz ist auch zwischen den folgenden Zielen zu befürchten: die
Bedürfnisse der Konsumenten zu berücksichtigen, Einkommen und Beschäfti-
gung zu erhalten und die Fischbestände zu schützen. Die Konsumenten wären
mit einer Politik bessergestellt, die eine preiswerte Versorgung mit einem brei-
ten Sortiment von Fischerzeugnissen ermöglicht. Die dem Einkommensziel
verpflichtete Protektion hat dem Verbraucher in der EU eher teuere Produkte
und ein Angebot gebracht, das weit hinter dem Diversifikationspotential bei
Freihandel zurückgeblieben ist. Hohe Preise und geschützte Märkte bieten An-
reize für eine Maximierung des Fischfangs ohne Rücksicht auf den Ressourcen-
schutz.

Insgesamt ergeben sich zwar viele Parallelen, aber auch Unterschiede zwi-
schen der gemeinsamen Fischereipolitik und der gemeinsamen Agrarpolitik. Zu
den Parallelen zählen die Abschottung des EU-Marktes gegenüber der Konkur-
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renz aus Drittländern und die übermäßige Nutzung der vorhandenen Ressour-
cenbasis. Auch sind die Grenzkosten der Fischerei ebenso wie die im Agrarbe-
reich im internationalen Vergleich überhöht [vgl. dazu Foders, 1994, S. 17]. Im
Unterschied zur Agrarproduktion deckt die Fischproduktion (einschließlich der
Aquakultur) die Nachfrage jedoch bei weitem nicht: Die EU ist eine Netto-
importregion für Fisch mit einem Anteil von zuletzt (1990) 38 vH an den Welt-
einfuhren von Fisch (Tabelle 5). Hohe Fischimporte stehen in der Regel in einem
engen Zusammenhang zum Fischverbrauch, der — am sichtbaren Verbrauch pro
Kopf gemessen — in den letzten Dekaden in mehreren EU-Mitgliedsländern
stetig gestiegen ist (Tabelle 6). Angesichts der fischereipolitisch bedingten Preis-
verzerrung bei Fischerzeugnissen liegt allerdings die Vermutung nahe, daß der
Anstieg des Fischverbrauchs in der- EU niedriger ausgefallen ist, als er unter den
Voraussetzungen des Freihandels hätte sein können.

Die dritte Erklärung für das Versagen der gemeinsamen Fischereipolitik beim
Schutz der Fischbestände befaßt sich mit der Gestaltung des wirtschaftspoliti-
schen Instrumentariums. Zwar gibt es Begrenzungen der EU-weiten Gesamt-
fangmenge und entsprechende nationale Quoten für Arten, die in Gefahr sind,
überfischt zu werden. Es stellt sich aber die Frage, ob diese Instrumente dafür
geeignet sind, die Nutzung der vorhandenen Fischbestände effizient zu ge-
stalten.

Die Fangmengen werden nach folgendem Verfahren festgelegt. Als erstes
werden wissenschaftliche Schätzungen der zulässigen Gesamtfangmenge durch-
geführt, und zwar nicht für alle Fischarten, die im EU-Meer genutzt werden,

Tabelle 5 — Führende Fischhandelsnationen 1990

Einfuhren

Land/Region

Japan
Vereinigte Staaten
Frankreich
Italien
Spanien
Vereinigtes Königreich . .
Deutschlandl

Dänemark
Hongkong
Niederlande
Die ersten 10

Welt insgesamt
EU (12)

1 Deutschland insgesamt.

Anteil an
Welteinfuhren

(vH)

27
14
7
6
6
5
5
3
3
2

78

100
38

Ausfuhren

Land/Region

Vereinigte Staaten
Kanada
Thailand
Dänemark
Norwegen
Südkorea
Niederlande
VR China
Island
Indonesien
Die ersten 10

Welt insgesamt
EU (12)

Anteil an
Weltausfuhren

(vH)

8
6
6
6
6
4
4
4
3
3

50

100
22

Quelle: FAO [1992]; eigene Berechnungen.
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Tabelle 6 — Verbrauch * von Fisch und Fischprodukten in den EU-Mitglieds-
ländern und in ausgewählten Drittländern 1975 — 1977 und 1984-
1986

Land/Region 1975-1977 1984-1986

Jahresverbrauch pro Kopf (kg)

Veränderungen

(vH)

Belgien2

Dänemark
Deutschland (West) . .
Deutschland (Ost) . . . .
Frankreich
Griechenland
Irland
Italien
Niederlande
Portugal
Spanien
Vereinigtes Königreich

EU insgesamt

Japan
Kanada
Norwegen
Vereinigte Staaten

Welt insgesamt . .

17,2
21,1

8,9
16,4
22,1
15,1
13,8
12,3
12,0
41,6
32,8
17,2

17,7

68,6
19,0
24,3
15,1

11,7

18,1
22,2
10,4
13,4
25,8
18,4
15,3
17,9
8,5

49,7
33,4
18,8

20,1

69,3
22,4
41,2
18,6

12,5

5,2
5,2

16,9
-18,3

16,7
21,9
10,9
45,5

-29,2
19,5
1,8
9,3

13,6

1,0
17,9
69,6
23,2

6,8

1 Sichtbarer Verbrauch pro Kopf = (Produktion — Fischmehl und andere Non-food-Verwen-
dungsrichtungen + Einfuhren — Ausfuhren + Lagerbestandsveränderungen)/Bevölkerung; Men-
gen in Lebendgewichtseinheiten; 3-Jahresdurchschnitte. — 2 Einschließlich Luxemburg.

Quelle: FAO [1990]; eigene Berechnungen.

sondern für insgesamt 103 Arten (1993), die in vier Gruppen eingeteilt sind: die
Hauptarten (Kabeljau, Makrele, Rotbarsch, Seelachs, Schellfisch, Scholle, Witt-
ring), der Hering, die übrigen Fische für den menschlichen Verbrauch sowie
Arten, die zu Fischmehl und Fischöl verarbeitet werden. Für 34 Arten werden
Schätzungen auf der Basis biologischer Analysen von originären Daten vorbe-
reitet, die von Forschungsschiffen auf See erhoben werden. Für die übrigen (69)
Arten werden bedingte Prognosen erstellt, die durch Projektion historischer
Fänge in die Zukunft zustande kommen. Beide Schätz verfahren sind mit Feh-
lern behaftet. Bei biologischen Schätzungen mit Hilfe von Simulationsmodellen
stellen die stochastischen Eigenschaften einiger Variablen den größten Unsicher-
heitsfaktor dar. Bei bedingten Prognosen liegen die Fehlerquellen häufig in den
historischen Daten und in den Annahmen über die Entwicklung exogener
Variablen. Iri einem zweiten Schritt setzt der Ministerrat dann — auf Vorschlag
der Kommission — die endgültigen zulässigen Gesamtfangmengen fest. Dabei
werden die wissenschaftlichen Schätzungen korrigiert, um politische Erwägun-
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gen (hauptsächlich Einkommens- und Beschäftigungsziele) zu berücksichtigen.
Daher fallen die beschlossenen zulässigen Gesamtfangmengen tendenziell höher
aus, als die wissenschaftlich ermittelten Ausgangswerte. Wird die zulässige Ge-
samtfangmenge nicht für alle Arten bestimmt und zudem im allgemeinen höher
angesetzt, als wissenschaftlich angezeigt, so stellt sich die Frage nach der tatsäch-
lichen Rolle, die derartige Fangbeschränkungen in den Mitgliedsländern spielen.
Der Anteil der kontrollierten Arten an den Fängen ist in jedem Land verschie-
den und kann sich außerdem im Zeitablauf infolge von saisonalen und struktu-
rellen Nachfrageverschiebungen ändern. Weil in einigen Ländern weniger als
die Hälfte der gefangenen Arten unter die Beschränkungen fallen [United King-
dom, 1993], erscheint es fraglich, ob dieses Instrument zur Steuerung der
Fischereiaktivitäten geeignet ist. Der Zusammenhang zwischen der zulässigen
Gesamtfangmenge und der Flottenkapazität dürfte in vielen Fällen nicht sehr
eng sein.

Nationale Quoten, die aus der zulässigen Gesamtfangmenge abgeleitet wer-
den, weisen ebenfalls Schwächen auf. Erstens lösen sie nicht das Problem der
Überfüllung gemeinsam genutzter Fischgründe — also das Problem, daß zu viele
Boote in einem Gebiet auf Fang gehen. Im Gegenteil, je geringer die Quote für
eine Fischart, um so stärker ist der Verdrängungswettbewerb der Fischer um die
erlaubten Mengen in einem Regime mit garantierten Abnahmepreisen. Natio-
nale Quoten bieten zweitens einen Anreiz für „Quota hopping", d.h. für das
Abfischen der Quoten in den Nachbarländern, wegen des in den Römischen
Verträgen verbrieften Rechts auf Zugang zu den Fischgründen im EU-Meer für
alle Fischer aus der EU [Churchill, 1990]. Drittens müssen die EU-Fischer die
Quoten für die Bestände vor ihrer Küste nicht nur mit Fischern aus den übrigen
EU-Ländern teilen. Die nationalen Quoten berücksichtigen gegebenenfalls, daß
ein Teil der zulässigen Fangmenge im Rahmen von internationalen Fischereiab-
kommen mit Reziprozitätsvereinbarungen für Fischer aus dritten Ländern reser-
viert sind. Viertens ist die Durchsetzung quantitativer Fangmengenbeschrän-
kungen schwierig und teuer. Selbst bei effizienter Kontrolle würde ein bestimm-
tes Maß an Ressourcenverschwendung nicht zu vermeiden sein, da die Fischer
unerlaubte Arten und Mengen ins Meer zurückwerfen müßten.

Die gemeinsame Fischereipolitik ist somit reformbedürftig. Das bisherige
System trägt dazu bei, den Ressourcenschutz gerade bei bedrohten Arten zu
vernachlässigen. Die Instrumente sind so konzipiert, daß sie kurzfristige Ein-
kommens- und Beschäftigungsziele in den Vordergrund stellen. Langfristig ist
zu befürchten, daß sie zu einer Zerstörung der Ressourcenbasis führen und
dadurch die Einkommens- und Beschäftigungsmöglichkeiten von morgen aufs
Spiel setzen.

Elemente einer Reform der gemeinsamen Fischereipolitik

Die ökonomische Bewertung der gemeinsamen Fischereipolitik im vorigen
Abschnitt wirft zwei Fragen auf: Gibt es alternative Instrumente, die eine effi-
ziente Nutzung von Gemeinnutzungsressourcen gewährleisten können? Wäre
ein marktorientiertes Regime eher in der Lage, ein Gleichgewicht zwischen
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Ressourcenschutz und dauerhafter Nutzung von Fischbeständen zu ermögli-
chen?

Die Gestaltung und Durchsetzung von Fischereirechten

Wegen der grenzüberschreitenden Wanderungen der Fischbestände ist die
Bildung von Eigentumsrechten an der Ressource Fisch nicht möglich. Nut-
zungsrechte stellen die Alternative zu echten Eigentumsrechten dar. Nutzungs-
rechte vermögen zwar nicht das Eigentumsproblem zu lösen, sie können jedoch
so gestaltet werden, daß sie die Effizienzbedingungen der ökonomischen Theo-
rie des Rechts uneingeschränkt erfüllen. Es handelt sich dabei um Fischerei-
rechte, die einem Fischer das exklusive Recht geben, zu bestimmten Zeiten
(Tage, Wochen, Monate) in einem bestimmten Meeresgebiet zu fischen. Sie
können als individuelle Fischereirechte (IFR) bezeichnet werden. Die Ausübung
der mit einer IFR-Lizenz verbundenen Rechte gibt dem Fischer die Sicherheit,
daß sich seine Ansprüche nicht mit denen anderer überlappen. Besitzt jeder
Fischer ein solches Recht, so kommt es weder zur Überfüllung von Fischgrün-
den noch zu einem Verdrängungswettbewerb um knappe Ressourcen. Einzige
Voraussetzung ist, daß die Rechte durchgesetzt werden können. Die Einhaltung
der zentralen Merkmale der Lizenz, also der räumlichen (eine bestimmte Schiff-
sposition) und zeitlichen (an bestimmten Tagen) Parameter, läßt sich relativ
kostengünstig und sehr effektiv von der Luft aus (Flugzeug, Satellit) über-
wachen. Folglich scheint das Grundproblem der Fischerei mit Hilfe von IFR lös-
bar zu sein.

IFR beinhalten weder ein Recht auf Eigentum noch auf eine bestimmte
Menge Fisch; sie beinhalten ausschließlich ein räumlich und zeitlich fixiertes
Nutzungsrecht. Dennoch läßt sich zumindest indirekt ein Zusammenhang zwi-
schen IFR und nationalen Quoten herstellen. Bei gegebenen räumlichen und
zeitlichen Parametern bestimmen der Faktoreinsatz und die Technologie die
potentielle Fangkapazität eines Schiffes. Über eine Begrenzung der Anzahl von
Lizenzen kann die potentielle Kapazität an die Quote angepaßt werden. Aller-
dings hängt der tatsächliche Fang vom Zusammenspiel zwischen der potentiel-
len Kapazität und den vielen Einflüssen ab, die den Zustand der Fischbestände
mitbestimmen; der tatsächliche Fang kann nicht über die IFR gesteuert werden.
Dies ergibt sich auch daraus, daß der Faktoreinsatz und die Technologie vom
Fischer ohne Intervention des Staates gewählt werden. Der Fischer setzt sein
Aktivitätsniveau als Mengenanpasser so fest, daß er seinen Gewinn maximieren
kann. In sein Kalkül geht unter anderem der Preis ein, den er für die Lizenz
bezahlt hat. Je höher der Lizenzpreis, um so niedriger wird sein gewinnmaxima-
les Aktivitätsniveau ausfallen. Damit beeinflußt der Markt für IFR letztlich die
Wahl der Faktorkombination und den tatsächlichen Faktoreinsatz. Dadurch
verbessern sich die Allokationseffizienz des Fischereisektors und der Ressourcen-
schutz.

In der Literatur wird als alternative Lösung ein individuelles Nutzungsrecht
vorgeschlagen, das mengenbezogen ist [Cunningham, 1983; OECD, 1993].
Individuelle, übertragbare Quoten (ITQ) sind bereits in einigen Ländern
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(Australien, Vereinigte Staaten) im Einsatz. Sie beinhalten das Eigentumsrecht
eines Fischers an einer bestimmten Menge und Art der Ressource. Die in einem
Land vergebenen ITQ addieren sich zur nationalen Quote für die betreffenden
Arten. Dies verleiht dem einzelnen Fischer die Sicherheit, daß er in einem
bestimmten Zeitraum Zugang zu einer bestimmten Fangmenge haben wird. Er
kann seine Kapazität darauf einstellen. Verhindert werden kann eine Über-
fischung aber nur dann, wenn sichergestellt wird, daß die ITQ auch durchzuset-
zen sind, und dies ist bei mengenmäßigen Parametern — wie oben gezeigt —
höchst fraglich. ITQ stellen also im Vergleich zu den IFR keinen besonderen
Fortschritt gegenüber der gemeinsamen Fischereipolitik dar. Die einzigen Vor-
teile der ITQ sind die, daß sie wie die IFR auf individuelle Fischer zugeschnitten
und außerdem übertragbar (also_marktfähig) sind.

Die Vergabe von Fischereirechten

Eine der wichtigsten Schwächen der gemeinsamen Fischereipolitik ist die
Abwesenheit eines effizienten Verfahrens für die Vergabe von (wie auch immer
definierten) Zugangsrechten an einzelne Fischer. Die Fischer beteiligen sich am
Verdrängungswettbewerb bis die nationale Quote ausgeschöpft ist. Daß heißt,
es gibt keine ernstzunehmende Zugangsbeschränkung auf nationaler Ebene, und
die Ressource Fisch behält dort ihren Freigutcharakter. Mit dem Zugang sind
also zwei Probleme verbunden, nämlich das der Erstausstattung mit Zugangs-
rechten und das der Schaffung eines Marktes für Zugangsrechte, um die Res-
source bzw. deren Nutzung preislich zu bewerten. Im Bereich natürlicher Res-
sourcen, die vom Staat treuhänderisch verwaltet werden, ist die Erstvergabe von
Zugangsrechten mit einer eigentumsbildenden Übertragung der Rechte an
Private verbunden. Erst in einem zweiten Schritt geht es um den Handel mit
übertragbaren Zugangsrechten zwischen Privaten.

Grundsätzlich gibt es zwei Verfahren, die für die Übertragung von Ressour-
cenrechten vom Staat an Private verwendet werden: die diskretionäre Vergabe
und die Versteigerung. Im ersten Fall verhandelt der Staat direkt mit den
Interessenten. Über eine öffentliche Ausschreibung, an der sich die interessierten
Firmen beteiligen, wählt der Staat den engeren Kreis der Firmen aus, mit denen
die Verhandlungen aufgenommen werden sollen. Alle Firmen, die in den enge-
ren Kreis gelangen, erfüllen die Grundvoraussetzungen für die Nutzung der
Ressource. Die Lizenz wird jedoch nur an einen der Bewerber vergeben, nach
Kriterien, die nicht öffentlich sind. Dieses Verfahren wird z.B. im Vereinigten
Königreich benutzt, um Explorations- und Produktionslizenzen für Off-shore-
Erdöl- und Erdgas zu erteilen. Im Auktionssystem wird die Auswahl der Lizenz-
nehmer dem Markt überlassen. Der Staat organisiert die Versteigerung und
überwacht die Wettbewerbsverhältnisse. Eine Auktionsform, die in den Verei-
nigten Staaten für die Vergabe von Off-shore-Erdöl- und Erdgaslizenzen seit
1954 angewandt wird, ist die, bei der das höchste Gebot den Zuschlag erhält
[Foders, 1987]. Das Gebot repräsentiert den auf den Auktionszeitpunkt diskon-
tierten Wert der Ressource nach Einschätzung des Bieters. Versteigerungen
haben gegenüber dem diskretionären Verfahren den Vorteil, daß die Spielregeln
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allen Teilnehmern bekannt sind und daß die Abgabe der Gebote Informationen
über den Wert der Zugangsrechte erzeugt, die aus anderen Quellen nicht zu
erhalten sind. Daher wäre bei der Erstvergabe von Zugangsrechten zu den
Fischbeständen der Auktionsmechanismus einem diskretionären Verfahren vor-
zuziehen (Schaubild 2).

Der zweite Schritt bestünde darin, die bereits im ersten Schritt an Private
vergebenen Zugangsrechte frei handelbar zu machen. Unabhängig von der
Definition der Rechte (IFR, ITQ oder sonstige) wäre eine Börse in den führen-
den Fischereihäfen der EU denkbar, auf der der Handel mit Zugangsrechten
zugelassen ist (Schaubild 2). Ein solcher Punktmarkt könnte von den Erzeuger-
organisationen betrieben werden oder als Privatunternehmen entstehen, wobei
eine unabhängige oder staatliche Organisation (wie bei Wertpapierbörsen) den
Handel überwachen müßte. Der Staat könnte wie Private am Handel teilneh-
men und analog zur Geldpolitik (Offenmarktpolitik) intervenieren, etwa um
bestimmte Ressourcenschutzmaßnahmen durchzuführen. Die Zulassung zur
Börse sollte frei sein, und zwar sowohl für Fischer aus anderen EU-Ländern als
auch für Fischer aus Drittländern. Zumindest für die in diesem Beitrag vorge-
stellten IFR wäre eine Zugangsbeschränkungen für Fischer aus dritten Ländern
nicht erforderlich. Der Zugang Dritter müßte bei anders definierten Fischerei-
rechten (etwa ITQ) wahrscheinlich anders beurteilt werden, wegen der damit
verbundenen negativen externen Effekte.

Andere Aspekte

Eine Reform der Modalitäten, die die Ressourcennutzung regeln, kann nicht
isoliert werden von anderen Segmenten des Fischereisektors. Die Einführung
marktwirtschaftlicher Elemente im Ressourcenbereich kann nur dann erfolg-
reich sein, wenn auch der EU-Binnenhandel und der Außenhandel liberalisiert
werden. Die gemeinsame Fischereipolitik lenkt die Faktorallokation in allen
Segmenten des Fischereisektors, vom Fischfang bis hin zum Fischeinzelhandel,
über die Regulierung der Preise, die Gewährung von Subventionen und die
Errichtung von Handelshemmnissen. Eine Fortsetzung dieser Politik würde ein
Anreizsystem konservieren, das einer marktwirtschaftlichen Reform, insbeson-
dere der Einführung von Nutzungsrechten (IFR), entgegensteht.

Das verzerrte Anreizsystem der gemeinsamen Fischereipolitik hat unter ande-
rem dazu geführt, daß im Fischereisektor überhöhte Fischfangkapazitäten aufge-
baut wurden, die sowohl im EU-Meer als auch in den Meeresgebieten dritter
Länder kaum ausreichend beschäftigt werden können. Im Rahmen von Fische-
reiabkommen mit Drittländern konnten zwar die Fangmöglichkeiten für die
EU-Flotte erweitert und zumindest ein Teil der überschüssigen Kapazität einge-
setzt werden. Insgesamt blieb der Beitrag dieser Abkommen hinter den Erwar-
tungen zurück. Dies mag daran gelegen haben, daß die Fischereiabkommen
häufig eine Reziprozitätsverpflichtung der EU vorsehen, die letztlich zur Folge
hat, daß jede Ausweitung der Fangmöglichkeiten außerhalb der EU mit der
Aufgabe von Fangmöglichkeiten innerhalb der EU einhergeht. Hierdurch kann
der Zugang zu Fischgründen außerhalb der EU nicht in jedem Fall bedeuten,
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Schaubild 2

Markwirtschaftliche Zuteilung von
Fischereirechten in einer reformierten

gemeinsamen Fischereipolitik der
Europäischen Union

Zulässige Gesamtfangmenge

Nationale Quoten
für die Mitgliedsländer

1. Stufe: Versteigerung von
Fischereirechten

Unternehmen
aus

Mitglieds-
ländern

2. Stufe: Fischbörse
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daß die EU-Kapazität automatisch besser ausgelastet ist. Weitere Abkommen
— möglichst ohne Reziprozitätsvereinbarungen — müßten zwischen der Euro-
päischen Kommission und Drittländern ausgehandelt werden, um den Ausla-
stungsgrad spürbar zu erhöhen. Dies kann aber kein Ersatz für eine Reform des
Anreizsystems sein, d. h. für eine Liberalisierung des EU-Fischereiregimes, denn
das Gleichgewicht zwischen den Ressourcen einerseits und der Flottenkapazität
andererseits kann ausschließlich im Zuge einer effizienteren Faktorallokation
wiederhergestellt werden.

Die historische Evolution von Institutionen im Fischereisektor hat weltweit
zur Entwicklung der Aquakultur beigetragen. Diese bietet im Gegensatz zur
Jagd nach wilden Fischbeständen die Möglichkeit, echte Eigentumsrechte an den
Fischbeständen zu schaffen. Viele der Risiken, die mit der Nutzung wilder
Fischbestände verbunden sind, können in der Aquakultur vermieden werden.
Der Sektor ist weltweit rasch gewachsen; auch die Produktion in den EU-Län-
dern hat ein beachtliches Niveau erreicht (Tabelle 7). Die Aquakultur wird seit
mehreren Jahren im Rahmen der gemeinsamen Fischereipolitik gefördert,
offenbar in der Erkenntnis, daß wilde Fischbestände eine zunehmend unsichere
Einkommensquelle werden könnten. Dies überrascht nicht, angesichts der zahl-
reichen Faktoren, die die Existenz der wilden Fischbestände und den Zugang zu
diesen gefährden (Überfischung, Meeresverschmutzung, Ausdehnung der 200-

Tabelle 7 — Aquakultur-Produktion in den EU-Mitgliedsländern und in ausge-
wählten Drittländern 1990

Land/Region Fisch Krusten- und
Schalentiere

Menge, 1000 t

Wert

Mill. US-S

Belgien
Dänemark
Deutschland *
Frankreich
Griechenland
Irland
Italien
Niederlande
Portugal
Spanien
Vereinigtes Königreich

JaPan

Kanada
Norwegen
Vereinigte Staaten

0,8
37,2
31,0

1,3
3,8
6,42

42,6 2

0,5
2,4

18,4
83,0

345,0
20,0 2

161,0
296,0 2

214,5
3,8

13,22

90,0 2

100,6
2,1

180,7
5,0

422,0
9,3 2

42,0 2

1 Deutschland insgesamt. — 2 1989. — 3 Ohne Krusten- und Schalentiere.

1,5
108,9
103,1
397,4

36,9
45,3 2

280,2
63,7

0,12

165,7
248,7 3

4661,92

124,32

763,5
552,3 2

Quelle: OECD [1993, Tabelle 7, S. 20].
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sm-Zonen usw.). Die Wachstumschancen der Aquakultur werden im allgemei-
nen als sehr gut eingeschätzt [OECD, 1993], vor allem wegen der Ausrichtung
der Fischzucht auf hochwertige Arten und des seit Jahren weltweit zunehmen-
den Fischverbrauchs (Tabelle 6). Damit Unternehmen aus den EU-Mitglieds-
ländern die Signale des Marktes unverzerrt empfangen können und nicht noch
einmal in die Versuchung geraten, überschüssige Kapazitäten aufzubauen, sollte
von Anfang an ein marktwirtschaftliches Regime für die Aquakultur ohne
Preisregulierung, Subventionen und Handelshemmnisse angestrebt werden.
Dies könnte am besten und schnellsten erreicht werden, wenn die Aquakultur
aus der gemeinsamen Fischereipolitik herausgenommen würde.
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